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Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses zum Haushaltsbe-
gleitgesetz 2027 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Einladung zur öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses zum Haushaltsbegleit-
gesetz 2027 sowie zum Antrag der AfD-Fraktion „Steuererhöhung auf Tabak zurücknehmen 
– Keine weiteren Steuern auf Alkohol, Zucker und Plastik – Bagatellsteuern abschaffen“ be-
danke ich mich. Vorab möchte ich Ihnen die folgende Stellungnahme zu den geplanten Än-
derungen der Verbrauchsteuern auf alkoholische Getränke sowie zur Einführung einer ge-
staffelten Steuer auf zuckergesüßte Getränke zur Kenntnis geben. 
 
Die FinanzKommission Gesundheit (FKG) hat in ihrem ersten Bericht vom 30. März 2026 
sowohl Erhöhungen der Tabaksteuer (Empfehlung 64) und der Spirituosensteuer (Empfeh-
lung 65) als auch die Einführung einer gestaffelten Steuer auf zuckergesüßte Getränke 
(Empfehlung 66) empfohlen. Aus finanzwissenschaftlicher Sicht dienen diese Lenkungssteu-
ern dazu, die durch den Konsum entstehenden Kosten für Dritte – sogenannte externe Kos-
ten – zu internalisieren. Dadurch werden diese Kosten bei individuellen Konsumentschei-
dungen berücksichtigt, was zu einer Verringerung des Konsums beitragen kann. Aus verhal-
tensökonomischer Sicht können die Steuern auch sogenannte Internalitäten adressieren, die 
es Menschen erschweren, in ihren Entscheidungen langfristige negative Wirkungen des 
Konsums auf ihre eigene Gesundheit zu berücksichtigen (Allcott et al. 2019). Da kein voll-
ständiger Rückgang des Konsums zu erwarten ist, werden durch diese Steuern daneben 
Steuereinnahmen erzielt, die zur Haushaltskonsolidierung beitragen.  
 
Vor diesem Hintergrund begrüße ich die bereits beschlossene Anhebung der Tabaksteuer 
sowie die geplante Einführung einer gestaffelten Zuckergetränkesteuer ausdrücklich. Auch 
die vorgesehene Anhebung der Alkoholsteuern ist ein Schritt in die richtige Richtung, bleibt 
aber bei der Spirituosensteuer deutlich hinter den Empfehlungen der FKG zurück. 
 
Gestaffelte Steuer auf zuckergesüßte Getränke 
 
Die geplante Steuer auf zuckergesüßte Getränke entspricht in ihrer grundsätzlichen Ausge-
staltung der Empfehlung der FKG, die sich wiederum an der im Vereinigten Königreich im 
Jahr 2018 eingeführten Soft Drinks Industry Levy (SDIL) orientiert. 
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Die Besonderheit einer nach Zuckergehalt gestaffelten Steuer besteht darin, dass sie nicht 
ausschließlich über höhere Endverbraucherpreise und eine dadurch ausgelöste Verringe-
rung der Nachfrage wirkt. Vielmehr erhalten die Hersteller unmittelbare Anreize, den Zucker-
gehalt ihrer Getränke zu reduzieren, um eine niedrigere Steuerstufe zu erreichen oder die 
Besteuerung vollständig zu vermeiden. 
 
Wissenschaftliche Studien zu der SDIL aus dem Vereinigten Königreich zeigen, dass dieser 
Mechanismus wirksam sein kann (für eine Literaturübersicht siehe auch FinanzKommission 
Gesundheit 2026, S. 445f). Scarborough et al. (2020) dokumentieren umfangreiche Verände-
rungen im Produktangebot und deutliche Verringerungen des Zuckergehalts zahlreicher Ge-
tränke. Dickson et al. (2025) schätzen, dass die SDIL den jährlichen Kalorienkonsum aus 
Softdrinks reduzierte. Rund 80 % dieses Effekts gehen nach Berechnungen der Autoren auf 
Produktreformulierungen zurück. Während die gekauften Mengen von besteuerten Geträn-
ken deutlich zurückgingen, stieg die gekaufte Gesamtmenge aller Softdrinks sogar leicht an. 
Dennoch verringerte sich die mit diesen Getränken gekaufte Zuckermenge (Rogers et al. 
2023a). Hinweise auf kompensierende Ausweichreaktionen auf Süßwaren oder alkoholi-
schen Getränken finden sich in dieser Untersuchung nicht. Eine Untersuchung zu den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der SDIL für das Vereinigte Königreich fand, dass sich der nega-
tive Effekt auf den Inlandsumsatz der Getränkehersteller auf die Periode direkt nach der An-
kündigung beschränkte (Law et al. 2020). Auch die Evidenz aus anderen Ländern spricht 
gegen negative wirtschaftliche Auswirkungen (Andreyeva et al. 2022). 
 
Inzwischen liegen zudem Hinweise auf positive gesundheitliche Auswirkungen der SDIL vor. 
Rogers et al. (2023b) finden eine um 1,6 Prozentpunkte geringere Adipositasprävalenz bei 
Mädchen im Alter von 10 bis 11 Jahren. Für Jungen und jüngere Kinder ließen sich dagegen 
keine entsprechenden allgemeinen Rückgänge feststellen. Die Untersuchung gesundheitli-
cher Auswirkungen der Besteuerung wird grundsätzlich dadurch erschwert, dass der Ge-
sundheitszustand von zahlreichen Faktoren beeinflusst wird und sich viele Erkrankungen 
erst über längere Zeiträume entwickeln. Verschiedene Studien, darunter auch randomisiert-
kontrollierte Studien, zeigen, dass der regelmäßige Konsum zuckergesüßter Getränke eine 
Gewichtszunahme begünstigt und das Risiko für Übergewicht und Adipositas erhöht (vgl. 
von Philipsborn et al. 2026, S. 3). Daher ist es sinnvoll, durch eine Steuer auf zuckergesüßte 
Getränke zur Reduktion des Konsums beizutragen. 
 
Ein häufig vorgebrachtes Argument gegen Verbrauchsteuern auf gesundheitsschädliche 
Produkte ist ihre potenziell regressive Verteilungswirkung. Einkommensschwächere Haus-
halte wenden für einen gegebenen Konsum einen höheren Anteil ihres Einkommens auf. 
Gleichzeitig ist der Konsum zuckergesüßter Getränke bei Kindern und Jugendlichen aus 
sozioökonomisch benachteiligten Haushalten in Deutschland besonders hoch (Mensink et al. 
2018). Gerade diese Bevölkerungsgruppen können deshalb von einer Verringerung des Zu-
ckerkonsums gesundheitlich besonders profitieren. Die ökonomische Literatur weist darauf 
hin, dass bei einer Bewertung der Verteilungseffekte einer Lenkungssteuer sowohl die finan-
ziellen Belastungen als auch die gesundheitlichen Vorteile zu berücksichtigen sind (Allcott et 
al. 2019). 
 
Die nach Zuckergehalt gestaffelte Ausgestaltung ist in diesem Zusammenhang besonders 
relevant: Sie setzt einen Anreiz zur Reduktion des Zuckergehalts der Getränke. Werden 
Produkte reformuliert, kann sich der Zuckerkonsum auch ohne größere Preissteigerungen 
und ohne bewusste Verhaltensanpassungen der Verbraucherinnen und Verbraucher verrin-
gern. Dadurch können die gesundheitlichen Vorteile der Steuer erzielt und gleichzeitig ihre 
regressiven finanziellen Belastungen begrenzt werden. Entsprechend finden verschiedene 
Studien zur SDIL in Großbritannien Hinweise darauf, dass die gesundheitlichen Effekte und 
die Verringerung der über Softdrinks gekauften Zuckermenge in sozioökonomisch besonders 
benachteiligten Regionen stärker ausfallen (Rogers et al. 2023b; Cobiac et al. 2024; Rogers 
et al. 2025). 
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Der internationale Vergleich von Leibinger et al. (2025) unterstreicht das Potenzial der ge-
staffelten Steuer des Vereinigten Königreichs. Unter den vier untersuchten europäischen 
Ländern mit gestaffelten Softdrinksteuern zeigte das Vereinigte Königreich den größten ge-
schätzten Rückgang des absatzgewichteten Zuckergehalts, während die Effekte in Frank-
reich, Portugal und Irland deutlich geringer beziehungsweise statistisch nicht eindeutig 
nachweisbar waren. Diese Unterschiede verdeutlichen, dass die Wirkung einer gestaffelten 
Steuer von ihrer konkreten Ausgestaltung und den jeweiligen Marktbedingungen abhängt. 
Für Deutschland sind entsprechend nicht zwangsläufig Reformulierungen im gleichen Um-
fang wie im Vereinigten Königreich zu erwarten. Dies erschwert die Abschätzung der zu er-
wartenden Steuereinnahmen sowie der gesundheitlichen und verteilungspolitischen Wirkun-
gen (vgl. FinanzKommission Gesundheit 2026, S. 447). 
 
Insgesamt sprechen die dargestellte empirische Evidenz aus dem Vereinigten Königreich 
sowie weitere internationale Studien (Andreyeva et al. 2022) trotz dieser Unsicherheiten 
deutlich für die Einführung der geplanten gestaffelten Steuer auf zuckergesüßte Getränke 
nach dem Vorbild der SDIL. Zusätzlich sollte die Steuer, wie von der FKG empfohlen, jährlich 
an die allgemeine Preisentwicklung angepasst werden, um eine schleichende Verringerung 
ihrer realen Höhe und damit ihrer Lenkungswirkung zu vermeiden. 
 
Besteuerung von Alkohol 
 
Die im Haushaltsbegleitgesetz 2027 vorgesehene Anhebung der Alkohol-, Schaumwein-, 
Zwischenerzeugnis- und Alkopopsteuer um jeweils 20 % ist generell zu begrüßen. Die ge-
plante Erhöhung der Spirituosensteuer bleibt dabei aber deutlich hinter der Empfehlung der 
FKG zurück. 
 
Während der Gesetzentwurf eine einmalige Erhöhung des Regelsteuersatzes für Spirituosen 
von 13,03 Euro auf 15,64 Euro je Liter Reinalkohol vorsieht, hat die FKG eine stufenweise 
Anhebung um 5,50 Euro im Jahr 2027, weitere 3,50 Euro im Jahr 2028 und 4,00 Euro im 
Jahr 2029 empfohlen. Bei vollständiger Umsetzung würde der Regelsteuersatz damit im Jahr 
2029 auf 26,03 Euro je Liter Reinalkohol steigen. 
 
Die FKG erwartet durch die von ihr empfohlene Anhebung jährliche Steuermehreinnahmen 
von rund 570 Mio. Euro im Jahr 2027, 890 Mio. Euro im Jahr 2028 und 1,22 Mrd. Euro im 
Jahr 2029. Mittel- bis langfristig werden darüber hinaus Einsparungen bei den Ausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung in Höhe von rund 190 Mio. Euro jährlich geschätzt (Fi-
nanzKommission Gesundheit 2026). Die Schätzungen beruhen unter anderem auf Annah-
men zur vollständigen Überwälzung der Steuererhöhungen auf die Endverbraucherpreise 
sowie zur Preiselastizität der Nachfrage in Höhe von -0,7. Die Schätzungen zu den Einspa-
rungen für die gesetzliche Krankenversicherung beruhen auf Modellierungsstudien der 
OECD (FinanzKommission 2026, S. 442). Bei den angegebenen Finanzwirkungen handelt 
es sich daher um modellbasierte Schätzungen, die mit Unsicherheit behaftet sind. Die im 
Haushaltsbegleitgesetz vorgesehenen Steuererhöhungen fallen wesentlich geringer aus. Die 
Bundesregierung erwartet dadurch Mehreinnahmen von 380 Mio. Euro im Jahr 2027 und 
455 Mio. Euro jährlich ab 2028. Diese Beträge beziehen sich allerdings auf sämtliche im Ge-
setzentwurf erhöhten Alkoholsteuern.  
 
Auch hinsichtlich der wünschenswerten gesundheitspolitischen Lenkungswirkung ist bei der 
vorgesehenen geringeren Steuererhöhung von entsprechend geringeren Effekten auszuge-
hen. Die internationale empirische Literatur zeigt, dass höhere Preise alkoholischer Getränke 
im Durchschnitt zu einer Verringerung der nachgefragten Mengen führen. Die zusammen-
fassende Evidenz spricht insbesondere bei Spirituosen für eine substanzielle negative Ei-
genpreiselastizität der Nachfrage (Guindon et al. 2022). Zwar können Konsumentinnen und 
Konsumenten auf andere, weniger stark besteuerte alkoholische Getränke ausweichen. Die 
vorliegenden Schätzungen zu solchen Kreuzpreiseffekten sind jedoch uneinheitlich. Einzelne 
Studien zeigen allerdings, dass Ausweichreaktionen auf andere alkoholische Getränke die 
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gesundheitspolitische Lenkungswirkung einer höheren Spirituosensteuer erheblich abschwä-
chen können (Gehrsitz et al. 2021). Dass solche Ausweichreaktionen die Lenkungswirkung 
grundsätzlich aufheben, lässt sich aus der bisherigen Evidenz jedoch nicht ableiten. 
 
Eine stärkere Erhöhung der Spirituosensteuer wäre daher aus gesundheitspolitischer Sicht 
sinnvoll. Sie würde die Anreize zur Verringerung des Konsums erhöhen und könnte zugleich 
zusätzliche Steuereinnahmen erzielen. Dabei sollte berücksichtigt werden, dass Personen 
mit einer Alkoholabhängigkeit unter Umständen weniger stark auf Preisänderungen reagie-
ren und finanziell zusätzlich belastet werden können. Eine stärkere Besteuerung sollte des-
halb durch einen niedrigschwelligen Zugang zu Beratungs- und Behandlungsangeboten flan-
kiert werden, um insbesondere die gesundheitlichen und sozialen Belastungen von Men-
schen mit Alkoholabhängigkeit zu begrenzen. 
 
Darüber hinaus sollte eine regelmäßige Anpassung der Alkoholsteuersätze an die allgemei-
ne Preisentwicklung vorgesehen werden. Da die Verbrauchsteuern überwiegend als nomina-
le Beträge ausgestaltet sind, sinkt ihre reale Höhe bei steigenden Preisen, sofern die Steu-
ersätze nicht angepasst werden. Eine automatische Inflationsindexierung würde verhindern, 
dass sich die Lenkungswirkung der Besteuerung langfristig abschwächt. 
 
Zusammenfassende Bewertung 
 
Die geplante Einführung einer gestaffelten Steuer auf zuckergesüßte Getränke ist vor dem 
Hintergrund der internationalen empirischen Evidenz ausdrücklich zu begrüßen. Insbesonde-
re die Anreize zur Reformulierung von Produkten sprechen für die vorgesehene Ausgestal-
tung. Ergänzend empfehle ich die Prüfung einer regelmäßigen Inflationsindexierung. 
 
Auch die geplante Anhebung der Alkoholsteuern ist grundsätzlich positiv zu bewerten. Die 
Erhöhung der Spirituosensteuer sollte jedoch deutlich stärker ausfallen und sich möglichst an 
dem von der FKG vorgeschlagenen mehrjährigen Erhöhungspfad orientieren. Darüber hin-
aus erscheint auch eine regelmäßige Inflationsanpassung der Alkoholsteuern sinnvoll.  
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